
lichkeit, in formaler Auslegung der Strafbestimmungen 
so» geringe Strafen auszusprechen, daß die Verbrecher 
überwiegend freizusprechen sind. • Nur zwei Todes­
urteile werden ausgesprochen, aber der französische 
Staatspräsident Auriol wandelt sie unverzüglich auf 
dem Gnadenweg in Freiheitsstrafen um.

Die von Stitzer geschilderten Tatsachen des Mord­
prozesses Oradour sind eine schwere Anklage gegen 
die Arbeit französischer Justizbehörden, die Recht und 
Gesetzlichkeit unbeachtet gelassen haben, um ihren 
amerikanischen Auftraggebern bei der Vertuschung 
der Verbrechen der SS zu helfen, die als Kerntruppe 
einer neuen Aggressionsarmee reingewaschen werden 
soll.

In gleicher Weise folgen die französischen Justiz­
behörden ihren Auftraggebern, wenn ihnen die Ver­
folgung und Einkerkerung französischer Arbeiter und 
Patrioten befohlen wird. Unter Bruch der Verfassung 
und ohne Vorliegen eines Straftatbestandes schreiten 
die Behörden der Staatsanwaltschaft zur Verhaftung. 
So geschah es, daß am 28. Mai 1952 Jacques Duclos 
unter Bruch seiner parlamentarischen Immunität ohne 
jeden Haftgrund eingekerkert wurde. Als Vorwand 
zur Rechtfertigung dieser Verhaftung diente die Be­
hauptung, daß Duclos bei einem flagranten Delikt des 
Angriffs und der Verschwörung gegen die innere 
Sicherheit des Staates gefaßt worden sei. Punkt für 
Punkt widerlegte Duclos die von der Regierung und 
Justiz angeführten fadenscheinigen Vorwände. Er wies 
ihre völlige Haltlosigkeit nach. In dem Buch „Im 
Gefängnis geschrieben“ sind alle Briefe, Erklärungen 
und Proteste zusammengefaßt, die Zeugnis davon ab- 
legen, wie sich Duclos durch die rechtswidrige Ver­
haftung nicht eine Sekunde einschüchtern ließ. Bei dep 
ersten Vorführung schleuderte er dem Untersuchungs­
richter ins Gesicht: „Sie glauben an diese Verschwö­
rung, Herr Richter? Sehen Sie mir in die Augen und 
wagen Sie zu sagen, daß Sie an diese Verschwörung 
glauben? Sie merken sdion, daß Sie mir nicht in die 
Augen sehen können!“ So wurde Duclos vom Ange­
klagten zum Ankläger, der mit Hilfe seiner Genossen 
schonungslos Rechtsbeugung und Justizterror entlarvte, 
Polizei und Gericht des Mißbrauchs der Amtsgewalt 
überführte. Eindeutig wies Duclos nach, daß die im­
perialistische Lüge des sog. kommunistischen Komplotts 
gegen die französische Nation eine einzige Verfälschung 
ist, da ein solches Komplott nicht existiert. Vielmehr 
ist „das einzig wirkliche Komplott jenes, das die im 
Dienst des Auslandes stehende Regierung gegen das 
Vaterland schmiedet.“

Vor der unbeugsamen Haltung Duclos’, die in ganz 
Frankreich von gewaltigen Massenaktionen unterstützt 
wurde, mußte die Reaktion Schritt um Schritt zurück- 
weichen. Der Prozeß mußte als unhaltbar niederge­
schlagen und Duclos selbst nach zwei Monaten freige­
lassen werden. Das französische Volk hatte einen 
großen Sieg im Kampf um die demokratischen Rechte 
und die Einhaltung der Gesetzlichkeit errungen. Im 
Sammelband „Im Gefängnis geschrieben“ finden wir 
als weitere Dokumente die Erklärung des Politbüros 
der KPF zur Verhaftung Duclos’, die Entschließung des 
ZK der KPF über die nationale Kampagne für die 
Befreiung von Jacques Duclos, einen großen Teil der 
wichtigsten Solidaritätserklärungen anläßlich seiner 
Verhaftung und die Begrüßungstelegramme anläßlich 
seiner Befreiung aus dem Gefängnis, die ihm von den 
Arbeitern und ihren Parteien aus aller Welt übersandt 
wurden.

Durch dieses Buch lernen wir an einem Beispiel das 
ganze Ausmaß der Justizwillkür und des Terrors der 
imperialistischen Regierungen kennen, die Recht und 
Gesetz mit Füßen treten, wenn es um ihre imperia­
listischen Ziele und Kriegspläne geht. Zugleich prägen 
wir uns die Mittel gegen diesen Terror ein: In offen­
siver Verteidigung können die Haltlosigkeit und Un­
gesetzlichkeit eines solchen Vorgehens angeprangert 
und die Einhaltung der Gesetzlichkeit durch die Kraft 
des Volkes erzwungen werden. Dr. Kurt G ö r n e r ,
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Die Redaktion bittet, bei Einsendung von Beiträgen 
für die „Neue Justiz“ darauf zu achten, daß die Manu­
skripte — wenn möglich, in zwei Exemplaren — ein­
seitig und zweizeilig beschrieben und mit ausreichen­
dem Redigierrand versehen sind.
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